
Auszeichnungen

ln Anerkennung besonderer Verdienste beim Aufbau und 
bei der Entwicklung der sozialistischen Gesellschaftsord­
nung und der Stärkung der DDR wurden

Albert Bast,
Staatsanwalt des Bezirks Potsdam,

Rolf Dietrich,
Direktor des Kreisgerichts Werdau,

Rudolf Größter,
ehern. Richter am Kreisgericht Schwerin-Land,

Dr. Walter Hantsche,
stellv. Abteilungsleiter beim FDGB-Bundesvorstand,

Margarete Haupt,
Staatsanwalt beim Staatsanwalt 
des Bezirks Neubrandenburg,

Heinz Klitzsch,
Staatsanwalt des Bezirks Gera,

Erich Lange,
Staatsanwalt des Kreises Zwickau-Land,

Heinz Seifert,
Direktor des Bezirksgerichts Rostock,

Gernot Windisch,
Staatsanwalt beim Generalstaatsanwalt der DDR,

Irmgard Ziegenhagen,
Staatsanwalt des Bezirks Rostock,

mit dem Vaterländischen Verdienstorden in Bronze aus­
gezeichnet.

Für langjährige hervorragende Verdienste bei der Ent­
wicklung der sozialistischen Rechtspflege erhielten

Elfriede Altnau,
Staatsanwalt beim Generalstaatsanwalt von Groß-Berlin,

Eberhard Bleier,
Direktor des Kreisgerichts Rostock-Stadt,

Rudi Peter,
Leiter des Staatlichen Notariats Döbeln,

Dr. Gerhard Steffens,
Staatsanwalt des Bezirks Halle,

die Medaille für Verdienste in der Rechtspflege in Gold.

der tatsächliche Verdienstausfall höher ist als der 
Durchschnittsverdienst, ein Ausgleich in Höhe des tat­
sächlichen Verdienstes zu zahlen ist. Dementsprechend 
sind bei der Berechnung dieser Ausgleichszahlung alle 
Einkommensteile mit einzubeziehen, die sonst bei der 
Festlegung des Durchschnittsverdienstes nach den ar­
beitsrechtlichen Bestimmungen unberücksichtigt bleiben, 
also z. B. Untertageprämien, Schichtprämien, Erschwer­
niszuschläge. Schließlich ist in § 7 Abs. 3 bestimmt, daß 
die Freistellung zur Wahrnehmung der Abgeordneten- 
und Kommissionstätigkeit nicht zu einer Minderung der 
Jahresendprämie führen darf.
Wie das Gesetz über die örtlichen Volksvertretungen 
als Ganzes, so zielt auch diese konkrete Nachfolge­
regelung darauf ab, den entscheidenden Einfluß der 
Arbeiterklasse in den Volksvertretungen zu sichern 
und alle dazu erforderlichen Voraussetzungen zu 
schaffen.
Für Abgeordnete, Nachfolgekandidaten und in Kommis­
sionen berufene Bürger, die Mitglieder sozialistischer 
Produktionsgenossenschaften sind und zur Wahrneh­
mung ihrer Aufgaben von der genossenschaftlichen 
Arbeit freigestellt werden, ist gemäß § 8 des Staats­
ratsbeschlusses für diese Zeit ein Ausgleich in Höhe 
ihrer bisherigen Durchschnittsvergütung zu zahlen. Die 
Zahlung hat auf der Grundlage des Durchschnitts der 
im letzten Kalenderjahr geleisteten Arbeitseinheiten 
und der laut Betriebsplan der Genossenschaft festge­
legten Geld- und Naturalvergütung je Arbeitseinheit 
zu erfolgen. Der Ausgleich ist generell von derjenigen 
Genossenschaft zu zahlen, in welcher der Abgeordnete, 
Nachfolgekandidat bzw. der in eine Kommission be­
rufene Bürger tätig ist. Nur im Ausnahmefall können 
auf Antrag der Genossenschaft die für die Ausgleichs­
zahlung aufgewandten Mittel ganz oder teilweise vom 
zuständigen Rat erstattet werden.
Der Staatsratsbeschluß sieht schließlich in § 9 vor, daß 
Abgeordnete, Nachfolgekandidaten und in Kommissio­
nen berufene Bürger, die Kommissionshändler, selb­
ständige Handwerker, Gewerbetreibende oder sonstig 
selbständig bzw. freiberuflich Tätige sind, eine Ent­
schädigung erhalten können, wenn ihnen durch die 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben ein Verdienstausfall 
entstanden ist.
Insgesamt regelt der Staatsratsbeschluß eine Reihe 
bedeutsamer organisatorischer und materieller Fragen 
und schafft so weitere notwendige rechtliche Voraus­
setzungen, damit Abgeordnete, Nachfolgekandidaten 
und die in Kommissionen berufenen Bürger ihrer ho­
hen Verantwortung in vollem Umfang gerecht werden 
können.

*
Mehrere der im I. Quartal 1974 erlassenen Rechtsvor­
schriften sind auf die weitere Entfaltung der schöpfe­
rischen Aktivität der Werktätigen gerichtet. Zu ihnen 
zählt vor allem die Anordnung zu den Regelungen 
für die Arbeit mit Gegenplänen in den Betrieben und 
Kombinaten zur Erfüllung und Überbietung des Volks­
wirtschaftsplanes 1974 vom 19. Dezember 1973 (GBl. 
1974 I S. 1). Mit diesen Regelungen, die als Anlage zur 
Anordnung veröffentlicht sind, wird die Grundrichtung 
für die weitere Arbeit mit den Gegenplänen festgelegt 
und der enge Zusammenhang zwischen Volkswirt­
schaftsplan, sozialistischem Wettbewerb und Gegenplan 
hergestellt. Die Regelungen enthalten die Grundsätze 
für die Ausarbeitung von Gegenplänen und deren Bi­
lanzierung, für die Einreichung von Kennziffern aus 
den Gegenplänen und den Bilanzen, für die Abrech­
nung der Gegenpläne sowie für die materielle Stimu­
lierung der Gegenpläne. Die Verantwortung der Leiter 
der Betriebe, der Generaldirektoren der Kombinate und 
VVB, der Minister und Leiter der anderen zentralen

Staatsorgane sowie der Räte der Bezirke wird vor 
allem darauf gelenkt, die materiell-technische Siche­
rung der höheren Verpflichtungen aus den Gegenplänen 
zu gewährleisten.
Zur materiellen Stimulierung der Gegenpläne sind 
Festlegungen enthalten, wie die Bestimmungen der VO 
über die Planung, Bildung und Verwendung der 
Prämienfonds und des Kultur- und Sozialfonds für 
volkseigene Betriebe vom 12. Januar 1972 i. d. F. der 
2. VO vom 21. Mai 1973 (GBl. I S. 293) sowie die Be­
stimmungen der AO über die Planung, Bildung und 
Verwendung des Leistungsfonds der volkseigenen Be­
triebe vom 3. Juli 1972 (GBl. II S. 467) anzuwenden 
sind. Einige Paragraphen und Absätze dieser Anord­
nung (Nr. 1) wurden durch die Anordnung Nr. 2 über 
die Planung, Bildung und Verwendung des Leistungs­
fonds der volkseigenen Betriebe vom 22. Januar 1974 
(GBl. I S. 66) geändert bzw. ergänzt und damit den 
neuen Erfordernissen angepaßt.
Rückwirkend per 1. Januar 1974 ist die Verordnung 
über die Planung, Bildung und Verwendung des 
Prämienfonds und des Kultur- und Sozialfonds in den
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